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„Wir haben 4000 Einwohner und 250 unbebaute Baugrundstücke“

„Das Landratsamt hat uns auf den Vorrang der Innenentwicklung hingewiesen“

„Unser Ortskern stirbt aus“

„Die Leerstandsquote ist dramatisch“

Problemstellungen
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Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden;
dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der
Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen,
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu
nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu
begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte
Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die
Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1
Absatz 7 zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung
landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden;
dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung
zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen,
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere
Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.

Problemstellungen - § 1a Abs. 2 BauGB
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Projekt- und/oder programmorientiertes Vorgehen (Dorferneuerung)

Einzelfallorientiertes Vorgehen mit Grundsatzbeschluss 
(Instrumentenkasten)

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme (Satzungsrecht)

Integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept als Voraussetzung der 
Städtebauförderung (Interdisziplinäre Studie/ganzheitliches Vorgehen)

Leuchtturmprojekte (Kooperationen, Genossenschaften, Baudenkmäler)

Instrumentenbündel (Einsatz des gebotenen Mittels zur richtigen Zeit; 
„Modell Freyung“): Erfordert „Kümmerer“

Strategie
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Es bedarf eines Gesamtkonzepts und des richtigen Instrumenteneinsatzes 
zur gebotenen Zeit

Es handelt sich um eine „Generationenaufgabe“

Am Anfang steht der Aufbau von Wissen:

„Wer den Hafen nicht kennt, für den ist kein Wind günstig“

Strategie
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Dorferneuerung: Amt für Ländliche Entwicklung

Einzelfallorientiertes Vorgehen mit Grundsatzbeschluss: LRA, BayGT, 
Fachanwalt, Beratendes Büro

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme: Regierung der 
Oberpfalz

Integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept als Voraussetzung der 
Städtebauförderung: Regierung der Oberpfalz; Sachgebiet Städtebau

Ansprechpartner
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Identifikation der Problemkreise

Klausur

Wissensvermittlung

Gespräche mit Planern

Planerauswahl

Kenntnis der Instrumente

Beschluss

Zeithorizont: 1 Jahr lediglich für die Vorfelddebatte und die Orientierung

1. Schritt
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Aufbau von Wissen
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Aufbau von Wissen
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Vorrang der Innenentwicklung ernstnehmen (Grundsatzbeschluss)

Kommunales Flächenmanagement, Baulückenkataster

Rückkaufsangebote

Bauleitplanung nur nach Zwischenerwerb oder Zielbindung (Baupflicht)

Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB

Satzungsvorkaufsrecht nach § 25 BauGB

Aufhebung von Bebauungsplänen

Änderung von Flächennutzungsplänen

Bestandsüberplanung

Baugebot

Einsatz als Bündel

Einzelinstrumente
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Einzelinstrumente – Grundsatzbeschluss (Beispiel Freyung) 
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Einzelinstrumente – Kommunales Flächenmanagement (Beispiel 

Freyung)
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Einzelinstrumente – Kommunales Flächenmanagement



14

Einzelinstrumente – Baulückenkataster, § 200 Abs. 3 BauGB

Die Gemeinde kann sofort oder in absehbarer Zeit bebaubare Flächen
in Karten oder Listen auf der Grundlage eines Lageplans erfassen,
der Flur- und Flurstücksnummern, Straßennamen und Angaben
zur Grundstücksgröße enthält (Baulandkataster). Sie kann die
Flächen in Karten oder Listen veröffentlichen, soweit der
Grundstückseigentümer nicht widersprochen hat. Die Gemeinde hat
ihre Absicht zur Veröffentlichung einen Monat vorher öffentlich bekannt
zu geben und dabei auf das Widerspruchsrecht der
Grundstückseigentümer hinzuweisen.
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Einzelinstrumente – Baulückenkataster, § 200 Abs. 3 BauGB
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Einzelinstrumente – Baulückenkataster, § 200 Abs. 3 BauGB
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Ankauf zum Verkehrswert

Weiterverkauf mit Baugebot

Effekt regelmäßig gering

Einzelinstrumente – Rückkaufsangebote
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Inhalt eines Grundsatzbeschlusses

Darstellung der örtlichen Situation und konkrete Beschreibung der 
städtebaulichen Ziele 

Deckung des Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung
Deckung des Wohnbedarfs von Bevölkerungsgruppen mit Wohnraumversorgungsproblemen 
(sozialer Wohnungsbau) 
Vermeidung von Bodenspekulationen
Refinanzierung ursächlich ausgelöster Infrastrukturfolgekosten
Baulückenschluss

Außenbereich

Zwischenerwerbsmodell oder subsidiäres Ankaufsrecht 
Planungsumgriff (Bruttobauland)
Erwerbsquote (< 70 %)
Kaufpreis (Verkehrswert z. Ztp. Vertragsabschluss)

Einzelinstrumente – Bauleitplanung nur nach Zwischenerwerb 
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Innenbereich / beplanter Bereich 

Baurechtsmehrung 
Änderung der Art der baulichen Nutzung 
Miteigentumsanteilserwerb oder Folgekostenerhebung

Umsetzung des Baulandentwicklungsmodells durch städtebaulichen Vertrag 
entsprechend den Vorgaben des § 11 BauGB

Einzelinstrumente – Bauleitplanung nur nach Zwischenerwerb 
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Vorkaufsberechtigung: Gesetz, Vertrag 

Vorkaufsfall: Kaufvertrag mit Dritten

Ausübung: Verwaltungsakt, privatrechtliche Willenserklärung

Vollzug: Auflassung vor Notar

Einzelinstrumente – Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB 
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im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes soweit Flächen für öffentlichen 
Zweck oder für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen,

in einem Umlegungsgebiet (Voraussetzung: Umlegungsbeschluss),

in förmlich festgelegtem Sanierungsgebiet, städtebaulicher 
Entwicklungsbereich, 

im Geltungsbereich eines Flächennutzungsplans (unbebaute Flächen im 
Außenbereich für die Wohnen dargestellt ist),

unbebaute Grundstücke in Gebieten, die nach §§ 30, 33 oder 34 Abs. 2 BauGB 
vorwiegend mit Wohngebäuden bebaut werden können (Wohngebiete)

in Überschwemmungsgebieten

Einzelinstrumente – Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB 
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Wohl der Allgemeinheit (einzelfallbezogen) 

Ermessenentscheidung der Gemeinde 

Angabe des Verwendungszwecks 

Frist: 2 Monate

Einzelinstrumente – Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB 
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Gebiete, in denen städtebauliche Maßnahmen „in-Betracht-gezogen“ werden

Städtebauliche Maßnahmen i.S.d. § 25 BauGB können alle Arten städtebaulicher Planungen und 

Konzeptionen sein.

Gilt für bebaute und unbebaute Grundstücke

Einzelinstrumente – Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB
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Abwägung

Haftung

Städtebauliche Zielsetzung als Grundlage

Entstehen von Baurechten nach § 34 BauGB

Einzelinstrumente – Aufhebung eines Bebauungsplanes
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 Städtebauliches Konzept: § 1 Abs. 3 BauGB

 Vorgaben der Landesplanung und Raumordnung: § 1 Abs. 4 BauGB

o Gebot der Innenentwicklung (B VI 1.1 LEP)

o Freihaltung besonders schützenswerter Landschaftsbestandteile

(B VI 1.5 LEP)

 Abwägungsgebot: § 1 Abs. 7 BauGB

o Eigentümerbelange

o öffentliche Interessen

o Gleichbehandlung

o Verhältnismäßigkeit

Bestandsüberplanung – Grundlagen 
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1) Formulierung städtebaulicher Ziele

2) Ermittlung bestehenden Baurechts !

3) Rückkoppelung zu städtebaulichem Konzept

o Gewicht der privaten und öffentlichen Belange

o Entschädigungsrisiko

o ggfs. Anpassung/Aufgabe des BPlan-Konzepts

4) Einleitung des BPlan-Verfahrens

Bestandsüberplanung - Vorgehen 
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Beispiele

o Nachverdichtung
o Bestandsplanung
o Wohnen/Gewerbe
o Freihaltung von ortsbildprägenden Grünzonen
o Freihaltung von Sichtschneisen
o Berücksichtigung der Vorgaben des FNP
o Vorgaben durch Rahmenplan?

Ausführliche nachvollziehbare Begründung für Bebauungsplan!

Bestandsüberplanung – Städtebaulichen Ziele
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o Gemeinde muss sich im Klaren sein, ob sie neues Baurecht schafft, einschränkt oder als 
Bestand festschreibt

o besonderes Gewicht im Rahmen der Abwägung

o Gleichbehandlungsgebot

o Verhältnismäßigkeit

o Entschädigungs- / Übernahmeanspruch

o Ablauf der 7-Jahresfrist

Bestandsüberplanung – Eigentümerbelange 
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 Innenbereich / Außenbereich

 Maß baulicher Nutzung:
o GR, nicht GRZ
o Geschossigkeit / Höhe

 Bauweise (offen / geschlossen)

 überbaubare Grundstücksfläche

 Wann hat die 7-Jahresfrist zu laufen begonnen

Bestandsüberplanung – Eigentümerbelange 
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(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans kann die Gemeinde den Eigentümer durch 
Bescheid verpflichten, innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist 

1.sein Grundstück entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans zu bebauen oder

2.ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhandene sonstige bauliche Anlage den 
Festsetzungen des Bebauungsplans anzupassen.

(2) Das Baugebot kann außerhalb der in Absatz 1 bezeichneten Gebiete, aber innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile angeordnet werden, um unbebaute oder geringfügig 
bebaute Grundstücke entsprechend den baurechtlichen Vorschriften zu nutzen oder einer 
baulichen Nutzung zuzuführen, insbesondere zur Schließung von Baulücken.

(3) Ist die Durchführung des Vorhabens aus wirtschaftlichen Gründen einem 
Eigentümer nicht zuzumuten, hat die Gemeinde von dem Baugebot abzusehen.

Einzelinstrumente – Baugebot



31

Enteignung ist möglich:

Nur zum Wohle der Allgemeinheit

Nur gegen angemessene Entschädigung

Nur, wenn sie in einem Gesetz zugelassen ist (Enteignungszweck), das auch Art und 
Ausmaß der Entschädigung regelt

Erforderlichkeit – Alternativenprüfung

Vorrang freihändiger Erwerb

Einzelinstrumente – Enteignung
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Belastung eines Grundstücks mit einer Dienstbarkeit für eine Gasleitung zur öffentlichen Versorgung (VGH München, 

Urt. v. 28.06.95 – 9 B 92.765)

Grundabtretung für die Errichtung und die Führung eines Rohstoffgewinnungsbetriebs zum Zweck der Versorgung 

des Markts mit Rohstoffen (BVerwG, Urt. V. 17.12.13 – 1 BvR 3139/08)

Enteignung eines Grundstücks zugunsten einer Gemeinde, die den in Anspruch genommenen Grundbesitz im Wege 

des Erbbaurechts einer privaten Ersatzschule (hier: Freie Waldorfschule) zur Errichtung von Schulgebäuden überlassen 

will (BGH, Urt. V. 07.07.88 – III ZR 134/87)

Bau der Kläranlage sowie die Schaffung einer ordnungsgemäßen Zufahrt (VGH München, Beschluss v. 21.08.95 – 22 

B 94.2836)

Das Planungsziel „Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, insbesondere für Radfahrer und 

Fußgänger“ rechtfertigt nach der gebotenen Abwägung der gegen das Vorhaben sprechenden privaten Belange des 

Klägers eine Enteignung zur Errichtung eines kombinierten Geh- und Radwegs (VGH München, Urt. V. 08.08.95 – 8 

B 94.1774)

Einzelinstrumente – Enteignung
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Dorferneuerung vollzieht sich in Schritten. Schon im Vorfeld informiert die 
Ländliche Entwicklung die Menschen im Ort über die Möglichkeiten der 
Dorferneuerung und wirbt um ihre Mitarbeit. Dabei gibt es

vielfältige Formen der Bürgermitwirkung. Die Bürger können sich in 
Versammlungen informieren und Ideen einbringen,

bei Befragungen von Haus zu Haus ihre Meinung sagen und Vorschläge 
liefern,

in Interviews und Fragebogenaktionen aufzeigen, was ihnen wichtig ist,

in Dorf- und Flurwerkstätten Projekte mit entwickeln,

an Seminaren, Workshops und Exkursionen teilnehmen und

sich an Wettbewerben beteiligen.

Dorferneuerung
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Dorferneuerung
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Dorferneuerung
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1. Vorbereitende Untersuchungen als Voraussetzung

Ein Sanierungsgebiet wird als Satzung förmlich festgelegt, wenn die 
Sanierung notwendig ist und im öffentlichen Interesse liegt. Die 
Notwendigkeit wird mit den vorbereitenden Untersuchungen 
nachgewiesen. Das Sanierungsgebiet ist oft kleiner als das von der 
Gemeinde beschlossene Untersuchungsgebiet.

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme
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2. Was ist Gegenstand der Sanierungssatzung?

Es werden dort festgelegt

• die Abgrenzung des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets als 
städtebauliche

Gesamtmaßnahme

• das gewählte Sanierungsverfahren (umfassend oder vereinfacht)

• der Umfang der genehmigungspflichtigen Vorhaben und 
Rechtsvorgänge (§ 144 BauGB)

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme
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Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme
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Rechtsfolgen:

Vorkaufsrecht

Umlegung

Verfügungssperre

Veränderungssperre

Enteignung

Erhebung des Ausgleichsbetrags

Kein B-Plan erforderlich

Keine Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme



Danke für Ihre Aufmerksamkeit!


